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Steuer- und Finanzkriminalität soll in Deutschland konsequenter verfolgt werden. Dazu
haben Bundesfinanzminister Lars Klingbeil und Bundesjustizministerin Dr. Stefanie Hubig
heute einen gemeinsamen Aktionsplan vorgelegt. Im Mittelpunkt stehen schlagkräftigere
und besser vernetzte Finanz- und Ermittlungsbehörden, die Bündelung der Expertise und
Erkenntnisse von Bund und Ländern, die Analyse von Daten ebenso wie die Erhöhung der
Abschreckung und des Entdeckungsrisikos.

Bundesfinanzminister Lars Klingbeil:

„Die Ehrlichen dürfen nicht die Dummen sein. Deshalb erhöhen wir im Kampf gegen Steuerbetrug
den Ermittlungsdruck und das Entdeckungsrisiko. Uns geht es um Gerechtigkeit. Wer unseren Staat
und unsere Gesellschaft betrügt, darf damit nicht durchkommen. Wir wollen, dass künftig höhere
Strafen drohen. Keiner soll sich mehr so einfach mit einer Selbstanzeige freikaufen können.

Wir bündeln staatliche Verantwortung und steigern die operative Schlagkraft. Dafür gründen wir
beim Zoll ein neues Gemeinsames Zentrum gegen Steuer- und Finanzkriminalität. Dort können die
Ermittlungen von Bund und Ländern eng koordiniert werden. Mit einem neuen
Datenanalysezentrum sorgen wir dafür, dass Verbindungen und Muster schneller erkannt werden.
KI wird uns dabei helfen, gezielt dort zuzuschlagen, wo das größte Betrugsrisiko besteht.“

Bundesjustizministerin Dr. Stefanie Hubig:

„Steuerkriminalität schadet uns allen. Sie untergräbt das Vertrauen in die Gerechtigkeit unseres
Rechtsstaats. Bürgerinnen und Bürger müssen sich darauf verlassen können, dass Regeln für alle
gelten. Deshalb müssen wir beim Kampf gegen Steuerkriminalität vorankommen. Der Aktionsplan
sieht dafür viele Maßnahmen vor – darunter auch höhere Strafen und eine effektive Abschöpfung
von illegalem Vermögen. Es muss klar sein: Steuerkriminalität darf sich nicht lohnen!“

Gemeinsames Zentrum gegen Steuer- und Finanzkriminalität
Beim Zoll soll ein neues Gemeinsames Zentrum gegen Steuer- und Finanzkriminalität geschaffen
werden. Dort sollen Steuerfahnderinnen und -fahnder aus den Ländern und Finanzermittler des
Zolls wichtige Verfahren eng koordinieren sowie Erkenntnisse und Expertise austauschen.  Ein
Vorbild für dieses gemeinsame Handeln ist das Gemeinsame Terrorismus-Abwehrzentrum (GTAZ).
So entsteht ein ganzheitlicher Blick auf die Strukturen der Finanzkriminalität, auf Muster und
Verdachtsfälle auch über Ländergrenzen hinweg und im Austausch mit internationalen Partnern.
Gleichzeitig werden so bestehende Strukturen in Bund und Ländern gestärkt. Außerdem sollen die
Bundeskompetenzen in der Steuerfahndung erweitert werden.

Datenanalysezentrum und KI-gestützte Untersuchungen großer Datenmengen
Um Daten im Kampf gegen Steuerkriminalität besser auszuwerten, soll die Steuerverwaltung weiter
modernisiert und digitalisiert werden. Gemeinsam mit den Ländern soll
ein Datenanalysezentrum geschaffen und ein behördenübergreifender Datenzugriff ermöglicht
werden. Steuerdaten sollen auf einer zentralen Datenplattform zusammengeführt werden.



KI-gestützte Analyseinstrumente werden entwickelt, um Muster in Finanzdaten zu erkennen.
Ein Umsatzsteuermeldesystem wird eingeführt, um Umsatzsteuerbetrug wirksam zu verhindern.
Die Aufbewahrungsfristen für Buchungsbelege sollen auf 15 Jahre verlängert werden, um den
Zugriff auf wichtige Beweismittel zu sichern. Unternehmen sollen steuerlich relevante Daten
auf Spiegelservern in Deutschland speichern müssen. Eine Registrierkassenpflicht wird (wie
im Koalitionsvertrag vereinbart) eingeführt, um in bargeldintensiven Branchen Steuerbetrug zu
verhindern.

Entdeckungsrisiko erhöhen und Durchsetzung stärken
Kontrollen sollen ausgeweitet, der Strafrahmen für besonders schwere Fälle der organisierten
Steuerkriminalität auf bis zu 15 Jahre Freiheitsstrafe erhöht und schwere Steuerstraftaten als
Verbrechen mit einer Mindestfreiheitsstrafe von einem Jahr geahndet werden. Zudem sollen
Instrumente zur Ermittlung und Sicherstellung von Vermögen aus dubioser Herkunft ausgebaut und
die Bundesbetriebsprüfung gezielter eingesetzt werden. Auch der Graubereich aggressiver
Steuergestaltung wird weiter geprüft, um rechtliche Lücken zu schließen. Das Fortbildungsangebot
für Finanzrichterinnen und -richter an der Bundesfinanzakademie wird verbessert.

Der vorgeschlagene neue Verbrechenstatbestand für besonders schwere Fälle der
Steuerhinterziehung wird auch praktische Folgen für das Strafverfahren haben. Bei einem
Verbrechen ist kein Strafbefehlsverfahren (§ 407 der Strafprozessordnung – StPO) und keine
Verfahrenserledigung nach den §§ 153, 153a StPO möglich. Diese Fälle müssen angeklagt und, bei
Zulassung der Hauptverhandlung durch das Gericht, in einem öffentlichen Gerichtsverfahren
verhandelt werden.

Die Bundesbetriebsprüfung verfolgt den Ansatz, risikoorientiert zu prüfen. Dieser Ansatz wird mit
einer besseren Datengrundlage ausgeweitet. Das entlastet Unternehmen, die sich an die Regeln
halten. Damit können sich Prüfungen auf die konzentrieren, die im Verdacht stehen,
Steuerstraftaten begangen zu haben. Mit Steuervereinfachungen durch Typisierungen und
Pauschalierungen werden zugleich Steuerpflichtige insbesondere bei Steuererklärungen entlastet
und in der Folge auch die Finanzverwaltung bei der Prüfung. Auch das setzt weitere Ressourcen für
Prüfungen frei.

Schärfere Vorschriften für Steuerhinterziehung durch Unternehmen
Auch Unternehmen, die Steuern hinterziehen und sich damit bewusst über Recht und Gesetz
hinwegsetzen, sollen konsequent sanktioniert werden. Dazu sind Anpassungen bei den Vorschriften
über Geldbußen gegen juristische Personen und Personenvereinigungen geplant: Insbesondere soll
der Bußgeldrahmen erhöht werden. Dies kommt auch den Mitarbeitenden und Teilhabenden von
rechtstreuen Unternehmen zugute. Der systematische Datenerwerb und die Strukturen zum Schutz
von Whistleblowern werden gestärkt, um Steuervermeidung frühzeitig aufzudecken.

Abschaffung der Straffreiheit der Selbstanzeige in ihrer heutigen Form
Aktuell ist es möglich, dass bei einer Selbstanzeige trotz einer Steuerstraftat von der
Strafverfolgung gemäß § 398a Abgabenordnung (AO) abgesehen wird. Dafür müssen
Steuerpflichtige die hinterzogenen Steuern nachzahlen. Zusätzlich muss ein Geldbetrag gezahlt
werden, der von der Höhe der hinterzogenen Steuern abhängt und zwischen 10 und 20 Prozent
beträgt. Die Selbstanzeige setzt falsche Anreize, sich erst zu offenbaren, wenn man die Entdeckung
befürchtet. Daher soll die strafbefreiende Selbstanzeige in der heutigen Form abgeschafft werden.

Europäische und internationale Zusammenarbeit stärken
Die Europäische Staatsanwaltschaft soll gestärkt werden. Dazu werden sich die zuständigen Stellen
auf europäischer Ebene dafür einsetzen, die Europäische Staatsanwaltschaft effektiver zu machen
und auch finanziell besser auszustatten. Um internationale Fluchtwege von Steuerkriminellen zu



blockieren, wird die internationale Zusammenarbeit intensiviert. Die europäische und internationale
Verwaltungszusammenarbeit für gemeinsame Ermittlungen wird ausgebaut. Neue Allianzen werden
gesucht und gemeinsame Standards gefördert.

Transparenz und Verantwortung
Wenn Unternehmen wegen schwerer Steuerstraftaten sanktioniert werden, soll darüber
Transparenz geschaffen und die entsprechenden Informationen öffentlich zugänglich gemacht
werden. Dabei werden verfassungsrechtliche und datenschutzrechtliche Vorgaben gewahrt. Zudem
soll eine wissenschaftlich begleitete Steuerlückenschätzung eingeführt und die empirische
Steuerforschung systematisch gestärkt werden.

Weitere Maßnahmen der Bundesregierung
Der Aktionsplan steht in einer Reihe weiterer Maßnahmen der Bundesregierung für
Steuergerechtigkeit und zur Bekämpfung von Finanzkriminalität:

Die gesetzlichen Befugnisse der Finanzkontrolle Schwarzarbeit des Zolls wurden
gestärkt, um Schwarzarbeit und Ausbeutung von Menschen wirksam entgegenzutreten.
Der Zoll wird insgesamt personell gestärkt, allein mit rund 1.500 zusätzlichen
Einstellungsmöglichkeiten in diesem Jahr.
Das BMF hat gemeinsam mit dem BMI und BMJV im Februar 2026 einen Aktionsplan zur
Bekämpfung der Organisierten Kriminalität vorgelegt, mit dem ebenfalls stärker gegen
Finanzkriminalität, insbesondere Geldwäsche, vorgegangen wird.
Den Entwurf für ein Zollfinanzgerechtigkeitsgesetz wird die Bundesregierung in Kürze im
Kabinett beschließen. Es soll zum 1. Januar 2027 in Kraft treten. Damit werden wesentliche
Teile des Aktionsplans gegen Organisierte Kriminalität umgesetzt. Der Bund schafft die
Befugnisse, die der Zoll braucht, um Organisierte Kriminalität und Finanzkriminalität wie
Geldwäsche effektiver zu bekämpfen und internationale Sanktionen durchzusetzen.
Die neue EU-Behörde zur Bekämpfung der Geldwäsche (AMLA) hat in Frankfurt am Main
ihre Tätigkeit aufgenommen. Geldwäschebekämpfung hat höchste Priorität für die EU und
Deutschland. Als Teil eines ambitionierten Legislativpakets zur Bekämpfung der Geldwäsche
und Terrorismusfinanzierung hat die EU nicht nur die geldwäscherechtlichen Vorgaben
europaweit vereinheitlicht, sondern mit der AMLA auch erstmalig eine EU-Behörde zur
Geldwäschebekämpfung eingerichtet.
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